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- Beschluss zur erneuten 6ffentlichen Auslegung

Beschlussvorschlag:
@->
L. Den im Rahmen der 1. 6ffentlichen Auslegung des Bebauungsplan-Entwurfs Nr.3351

-Lohplatz- gem. § 3 Abs. 2 BauGB vorgetragenen Anregungen der Einwender
B 1 Hans Schuhmacher wird nicht stattgegeben,
B 2 Adolf Althoff wird nicht stattgegeben,
B 3 Rainer Winterschladen wird nicht stattgegeben,
B4 Georg Wiistenberg wird teilweise stattgegeben,
B 5 Irmgard und Hans Adolf Neu werden Teilweise stattgegeben,
B 6 Rainer Winterschladen und Mitunterzeichner werden teilweise stattgegeben,
T1 T-Com wird teilweise stattgegeben,
T2 Bezirksregierung Koln, Kampfmittelrdumdienst wird stattgegeben,
T3 GEW RheinEnergie AG wird teilweise stattgegeben,

T4 Rheinisch Bergischer Kreis, Planung und Landschaftsschutz wird teilweise stattgege-

ben,
F 1 Stadt Bergisch Gladbach, FB 7, Abwasserwerk wird stattgegeben
F 2 Stadt Bergisch Gladbach, FB 7, Verkehrsfldchen wird teilweise stattgegeben.

II. Der Bebauungsplan Nr.3351 -Lohplatz- ist mit den nach der 1. 6ffentlichen Auslegung er-
folgten Anderungen unter Beifiigung der Begriindung gem. §3 Abs.2 i.V.m. Abs.3 Bauge-
setzbuch fiir die Dauer eines Monats erneut 6ffentlich auszulegen.
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Sachdarstellung / Begriindung:

@->
Zul

Der Bebauungsplan Nr.3351 -Lohplatz- hat gemdll Planungsausschussbeschluss vom 01.07.04 in
der Zeit vom 20.09. bis einschl. 20.10.04 o6ffentlich ausgelegen. In diesem Zeitraum gingen 6 Stel-
lungnahmen von Biirgern/Innen ein. Die Schreiben sind den Fraktionen in Kopie zugegangen.
Nachfolgend erfolgt eine Kurzfassung der Stellungnahmen.

B1

Hans Schuhmacher, An der Lohe 8, 51465 Bergisch Gladbach
mit Schreiben vom 14.09.04

B2

Kurzfassung:
Es wird angeregt den geplanten FuBweg zum Gebdude An der Lohe 4 zu verlegen, da an dieser
Stelle ein groBerer Abstand zwischen den vorhandenen Gebéuden ist.

Stellungnahme des Biirgermeisters:

Als FuB3- und Radweg nimmt die Planung die fiir den FuBlgénger kiirzeste Verbindung zwischen
der Planstrafle und der Str. An der Lohe auf. Mit der somit minimal mdglichen Befestigung
folgt sie der Forderung des Baugesetzbuches, mit Grund und Boden sparsam umzugehen.

Adolf Althoff, Lohplatz 9, 51465 Bergisch Gladbach
mit Schreiben vom 17.10.04

Kurzfassung:
Es werden Bedenken gegen die Uberplanung des bestehenden Wohnhauses, Lohplatz 9 als all-
gemeines Wohngebiet und gegen seine neue ErschlieBung gedullert.

Stellungnahme des Biirgermeisters:

Das Grundstiick Lohplatz 9 ist gem. §34 BauGB bebaut und durch die Strale Lohplatz er-
schlossen. Es grenzt nicht an die Planstrae an und wird daher nicht erneut erschlossen.

Eine weitere Bebauung des Grundstiickes ist unabhingig vom bestehenden Gebdude, wegen des
Grundstiickszuschnittes, nur bedingt moglich. Aufgabe der Gemeinde ist es bestandsgebundene
Bereiche zu iiberplanen, soweit es die stddtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich
macht. Bei einer Innenbereichsverdichtung wird es regelméBig erforderlich die Block-
randbebauung in die Planung einzustellen, um nachbarrechtliche Belange, wie Abstandsfldchen,
Bebauungsdichte, Belichtung und Verkehrslarm abwégen zu konnen.

Ein Bauvorhaben ist gem. §34 BauGB zuléssig, wenn es sich nach Art und Mal3 der baulichen
Nutzung, der Bauweise und der Grundstiicksfliche, die liberbaut werden soll, in die Eigenart
der ndheren Umgebung einfiigt. Der BP Nr.3351 -Lohplatz- konkretisiert diese Baurechte, in-
dem er z.B. die Art der baulichen Nutzung als allgemeines Wohngebiet und das Mal} der bauli-
chen Nutzung durch die Festsetzung einer Grundflichenzahl von 0,4 und einer maximalen Ge-
schosszahl von II bestimmt. Diese Festsetzungen wurden aus dem Bestand entwickelt und
geben den Eigentiimern Planungssicherheit. Die Festsetzung eines allgemeinen Wohngebietes
ist aus dem FNP der Stadt Bergisch Gladbach entwickelt.



B3

Rainer Winterschladen, Lohplatz 11, 51465 Bergisch Gladbach
mit Schreiben vom 17.10.04

B 4

Kurzfassung:
Textgleich mit B 2

Stellungnahme des Biirgermeisters:

Das Grundstiick Lohplatz 11 ist gem. §34 BauGB bebaut und durch die Strale Lohplatz er-
schlossen. Es grenzt nicht an die Planstrae an und wird daher nicht erneut erschlossen.
Aufgabe der Gemeinde ist es bestandsgebundene Bereiche zu iiberplanen, soweit es die stadte-
bauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich macht. Bei einer Innenbereichsverdichtung
wird es regelmiBig erforderlich die Blockrandbebauung in die Planung einzustellen, um nach-
barrechtliche Belange, wie Abstandsflichen, Bebauungsdichte, Belichtung und Verkehrslarm
abwégen zu konnen.

Ein Bauvorhaben ist gem. § 34 BauGB zuldssig, wenn es sich nach Art und Mal3 der baulichen
Nutzung, der Bauweise und der Grundstiicksfliche, die {iberbaut werden soll, in die Eigenart
der ndheren Umgebung einfiigt. Der BP Nr. 3351 -Lohplatz- konkretisiert diese Baurechte, in-
dem er z.B. die Art der baulichen Nutzung als allgemeines Wohngebiet und das Mal} der bauli-
chen Nutzung durch die Festsetzung einer Grundflichenzahl von 0,4 und einer maximalen Ge-
schosszahl von II bestimmt. Diese Festsetzungen wurden aus dem Bestand entwickelt und ge-
ben den Eigentiimern Planungssicherheit. Die Festsetzung eines allgemeinen Wohngebietes ist
aus dem FNP der Stadt Bergisch Gladbach entwickelt.

Georg Wiistenberg, Lohplatz 27, 51465 Bergisch Gladbach
mit Schreiben vom 20.10.04

BS

Kurzfassung:
Es wird angeregt, die auf der Grenze zum Grundstiick Lohplatz 27 geplanten Stellpldtze wegen
der Emissionen an anderer Stelle vorzusehen.

Stellungnahme des Biirgermeisters:

Zur 2. 6ffentlichen Auslegung wurde die Anordnung der Stellplétze iiberarbeitet. Die geplanten
Stellplétze befinden sich nicht direkt an der Grenze zum Grundstiick Lohplatz 27. Auch handelt
es sich nicht um eine konzentrierte Stellplatzanlage, sondern um Straflen begleitende Stellplat-
ze. Sie dienen ausschlieBlich der geplanten Wohnbebauung. Die von privaten Pkws ausgehen-
den Fahrbewegungen, und in deren Folge Emissionen, sind im allgemeinen Wohngebiet zumut-
bar.

Irmgard und Hans Adolf Neu, Ommerbornstr. 22, 51465 Bergisch Gladbach
mit Schreiben vom 18.10. 04

Kurzfassung:

1. Die geplante Bebauung ist zu grofl und umfangreich.

2. Durch die im gesamten Plangebiet zuldssige 2-Geschossigkeit kommen 68 Personen dazu
(bei 80m? Wohnungen und einer Belegung von 3-4 Personen je Wohnung). Damit wird die
Anliegerzahl an der Straf3e Lohplatz verdoppelt.

3. Die Strae Lohplatz ist nicht geeignet zusétzlichen Verkehr aufzunehmen. Sie ist als An-
liegerstralle ohne Biirgersteig angelegt und dient auch den an der Wilhelmshéhe wohnen-
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den Familien als FuBweg in die Ortsmitte. Es ist nicht ausreichend Parkraum vorhanden.
Alternativ sollte eine Anbindung des Plangebietes an die Strale An der Lohe gepriift wer-
den.

Bei der Ausweisung von Stellplatzflichen blieb das an der Strale Lohplatz geplante Ge-
baude unberiicksichtigt. Die Gemeinschaftsstellpldtze im Innenblock sollten einen begriin-
ten Grenzabstand von 3m zu den Nachbargrundstiicken einhalten.

Die geplante 2-geschossige Bebauung mit einer max. Firsthohe von 10m fiigt sich nicht in
den dorflichen Charakter mit iiberwiegend 1-geschossiger Bebauung ein.

Stellungnahme des Biirgermeisters:

1.

Die Anzahl Wohneinheiten (WE) wurde im Innenbereich gegeniiber dem Vorentwurf be-
reits um 5 WE auf 15 reduziert. Diese Beschriankung wird durch die Festsetzung von ma-
ximal 5 WE je Gebdude im Bebauungsplan gesichert. Durch die Ausweisung von sehr
kleinen Baufenstern ist dariiber hinaus gewéhrleistet, dass hochstens 3 Gebdude im Innen-
bereich entstehen konnen. Jede weitere Reduzierung steht in keinem Verhéltnis zum Er-
schlieBungsaufwand.

Die geplante Zweigeschossigkeit entspricht der im Siiden und Westen angrenzenden vor-
handenen Bebauung und beriicksichtigt die Forderung des Baugesetzbuches mit Grund und
Boden sparsam umzugehen. Durch die Festsetzung von maximalen Trauf- und Firsthéhen
ist sichergestellt, dass die Zweigeschossigkeit nicht iibermafig ausgereizt wird.

Es ist allgemeines stiddtebauliches Planungsziel Innbereiche zu verdichten und damit die
Ausweitung von Baufldchen in den Auflenbereich zu minimieren. Die iiberplante Flache
eignet sich nicht zuletzt deshalb fiir eine bauliche Verdichtung, als dass es sich um eine
Flache von geringer 6kologischer Bedeutung handelt. Auch ist es fiir Sand, zum Erhalt sei-
ner Infrastruktur (Schule, KITA) unablissig, die Bevolkerungszahl zu erhdhen.

Der Bebauungsplan setzt keine WohnungsgroBen fest. Soweit hierzu Aussagen gemacht
werden, dienen sie lediglich als Berechnungsgrundlage, um das zu erwartende Verkehrs-
aufkommen abschitzen zu konnen.

Bei der Strafle Lohplatz handelt es sich um eine reine Anliegerstrafle, da sie als Sackgasse
jeden Durchfahrtsverkehr ausschlie8t. Sie ist mit einer Breite von 5,50 m bis 6,00 m fiir ei-
ne solche angemessen dimensioniert. Mischprofile (Ausbau ohne Biirgersteig) sind in sol-
chen Straflen nicht uniiblich. An der Strale Lohplatz befinden sich in der Mehrzahl Einfa-
milienhdusern mit Garagen oder Stellpldtzen auf eigenem Grundstiick. Fiir Géste ist ausrei-
chend Parkraum im offentlichen Raum vorhanden. Gegenseitige Riicksichtsnahme kann
der Anliegergemeinschaft zugemutet werden.

Eine ErschlieBung des Plangebietes liber die Strale An der Lohe wurde gepriift und ver-
worfen, da sie, nicht zuletzt wegen der Topografie, einen hoheren ErschlieBungsaufwand
erfordert.

Das Stellplatzangebot wurde gegeniiber der ersten 6ffentlichen Auslegung in Bezug auf die
Anzahl und Lage iiberarbeitet. Der Gemeinschaftsstellplatz wurde aus der Planung her-
ausgenommen. Das geplante Gebdude am Lohplatz erhilt zwei Stellpldtze an dieser Stral3e
und weitere entlang der Planstra3e. Fiir die maximal 21 neuen Wohneinheiten sind entlang
der Planstralle 32 Stellpldtze vorgesehen. Zusitzlich erhélt die Planstrale 4 offentliche
Stellplétze.

Eine maximal 2-geschossige Bebauung, dazu weiter eingeschriankt durch die Festsetzung
von maximalen Trauf- und Firsthohen ist auch in einer dorflichen Struktur als angemessen
anzusehen.
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Rainer Winterschladen, Elmar Schneider, Lohplatz 3, 51465 Bergisch Gladbach

Unterschriftenliste
mit Schreiben vom 12.10.04

Kurzfassung:

Die Einwender kommentieren in weiten Teilen die Begriindung zur Planung, daher wurden ab-

wagungsrelevante Themenbereiche zusammengefasst.

Es werden folgende Bedenken gegen Aussagen in der Begriindung vorgetragen:

1. Es handelt sich nicht um eine BauliickenschlieBung, wie unter ,,Plangebiet™ und ,,Allge-
meine Planungsziele* dargestellt, sondern um eine Hinterlandbebauung. Den Anliegern der
Strafle Lohplatz wurden in der Vergangenheit Bauabsichten im Hinterland verwehrt.

2. Der FNP der Stadt weist das Plangebiet nicht als Wohnbauflidche aus, wie unter ,,Planungs-
rechtliche Vorgaben* dargestellt.

3. Die Uberplanung der vorhandenen Girten ist fiir die Anwohner eine unzumutbare Ein-
schrankung. Es geht Spielraum fiir Kinder im Innenblock verloren.

4. Entgegen der in der Begriindung getroffenen Aussage sind dkologische Belange betroffen.
Die Grube Weil} ist als Ausgleichmaflnahme wie in der ,naturrechtlichen Eingriffs-
/Ausgleichsregelung dargestellt nicht geeignet, da es sich um ein ausgewiesenes Land-
schaftsschutzgebiet handelt.

5. Die Bebauung ist nicht wie unter ,,Projektbeschreibung, Bebauung™ dargestellt, geeignet
die Altersstruktur in Sand zu verbessern. Die neu geplanten Wohnungen sind fiir Familien
zu klein und zu teuer.

6. Die Bebauung zerstort die gewachsene landlich dorfliche Struktur mit groBen Garten-
grundstiicken. Mit 3 Geschossen und Tiefgaragen fiigt sich die Neuplanung am Lohplatz
nicht ins Straenbild ein. Da kein ausreichend groBer Griingiirtel geplant ist werden Nach-
barrechte tangiert.

7. Esist unverstandlich, dass bestehende Bebauung in einen neuen BP aufgenommen werden.

8. Die Stralle Lohplatz ist nicht geeignet zusitzlichen Verkehr aufzunehmen. Sie hat keinen
Biirgersteig, wodurch FuBlginger gefdhrdet werden. Es sind nicht ausreichend Parkplitze
vorhanden. Bereits heute ist die Verkehrssituation chaotisch.

9. Die Infrastruktur in Sand und im Bergisch Gladbacher Stadtgebiet ist fiir eine starke Be-
bauung mit entsprechendem Verkehrsaufkommen nicht ausgelegt.

Stellungnahme des Biirgermeisters:

Die Einwender kommentieren in erster Linie die Begriindung zum Bebauungsplan. Da diese je-

doch keinen Rechtscharakter hat, sondern lediglich die Planung erldutert und Festsetzungen des

Bebauungsplans begriindet, ist es schwer abwagungsrelevante Anregungen herauszufiltern.

1. Der BP Nr.3351 -Lohplatz- sieht sowohl die SchlieBung von Bauliicken an der Stra3e Loh-

platz, als auch die Schaffung von neuen Baufldchen im Innenbereich vor. Es ist allgemei-
nes stidtebauliches Planungsziel Innbereiche zu verdichten und damit die Ausweitung von
Baufldchen in den Auflenbereich zu minimieren. Die iiberplante Flidche eignet sich nicht
zuletzt deshalb fiir eine bauliche Verdichtung, als dass es sich um eine Fldache von geringer
okologischer Bedeutung handelt. Auch ist es fiir Sand, zum Erhalt seiner Infrastruktur
(Schule, KITA) unablissig, die Bevolkerungszahl zu erhdhen.
Wenn in der Vergangenheit eine Bebauung in zweiter Reihe (Hinterlandbebauung) an der
StraBe Lohplatz nicht genehmigt wurde, lag dies am fehlenden Planungsrecht fiir den In-
nenbereich. Zur Bebauung des Innenbereiches wird eine stiddtebauliche Ordnung erforder-
lich. Diese schafft fiir einen Teilbereich der BP Nr.3351 -Lohplatz-.

2. Der Flachennutzungsplan (FNP) der Stadt Bergisch Gladbach gibt langfristig die Entwick-
lungsziele der Stadt wieder. Er ist nicht parzellenscharf und unterscheidet nicht zwischen
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Bau- und zugehorigen Gartenfldchen. Seine Inhalte sind lediglich fiir Behorden verbind-
lich. Dies heit im konkreten Fall, dass der Bebauungsplan aus dem Flachennutzungsplan
entwickelt werden muss. Der FNP weist fiir das Plangebiet entgegen der Aussage der Ein-
wender Wohnbauflidchen aus.

3. Rechtlich nicht nachvollziehbar sind die Einwinde durch die Planung gehe den Anwohnern
Gartenland und Spielflachen verloren. Die angesprochenen Fldchen standen zu keinem
Zeitpunkt der Offentlichkeit zu Verfiigung, sie sind vielmehr im Eigentum des Investors.

4. Die okologische Wertigkeit einer Fliche richtet sich nicht nach dem subjektiven Empfin-

den des jeweiligen Betrachters, vielmehr gibt es anerkannte Verfahren zur Bewertung. Die
Wertigkeit des Plangebietes wurde in der Umweltvertraglichkeitspriifung vom Mérz 1999
von einem Fachgutachter festgestellt.
RegelméaBig ist der, durch Schaffung von Baurechten, verursachte Eingriff in Natur und
Landschaft im Bebauungsplanverfahren auszugleichen. Dies geschieht fiir den BP Nr.3351
-Lohplatz- durch eine externe AusgleichsmaBnahme. Die vorgesehene MafBinahme ,,Pflege,
Entwicklung und Extensivierung einer Wiesenfldche* ist Teil des Kompensationsflichen-
konzeptes fiir die Grube WeiB. Die MaBnahme ist im Rahmen des Okokontos bereits
durchgefiihrt und mit der Bezirksregierung Koln und der Unteren Landschaftsbehorde ab-
gestimmt. Insofern ist die fachliche Eignung der Mallnahme als AusgleichsmaBnahme un-
strittig.

5. Wohnungsgroflen und Wohnungskosten sind nicht Gegenstand des Bebauungsplanverfah-

rens. Als Angebotsplan trifft dieser lediglich bodenrechtlich relevante Aussagen. Aussagen
iiber WohnungsgroBen und —preise sind spekulativ.
Auf Grund der lockeren Bebauung und der Ausweisung eines Spielplatzes ist die Darstel-
lung des Investors fiir Familien zu bauen glaubhaft. Davon unabhéngig kann auch das An-
gebot von kleinen Wohnungen fiir Familien forderlich sein, wenn durch ihre oft &lteren
Nutzer an anderer Stelle groBerer Wohnraum freigesetzt wird.

6. Eine maximal 2-geschossige Bebauung, dazu weiter eingeschriankt durch die Festsetzung
von maximalen Trauf- und Firsthohen ist auch in einer dorflichen Struktur als angemessen
anzusehen. Auch die Bebauungsdichte ist angemessen, selbst die an der Strafle Lohplatz
angrenzenden bereits bebauten Grundstiicke haben ein wesentlich ungiinstigeres Verhéltnis
von Baufliche zu Gartenfliche.

Die urspriinglich angedachte Tiefgarage fiir den neuen Baukorper am Lohplatz wurde in
der Uberarbeitung der Planung verworfen. Die erforderlichen Stellplitze werden auf dem
Grundstiick erstellt.

7. Nachbarschaftsrechte werden durch die Planung nicht verletzt, da die Abstandsfldchen ge-
méfl Bauordnung NRW eingehalten werden. Es gibt keinen erkennbaren Grund Wohnbau-
flachen gegeniiber Wohnbaufldchen durch einen Griingiirtel abzuschirmen.

8. Aufgabe der Gemeinde ist es bestandsgebundene Bereiche zu iiberplanen, soweit es die
stadtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich macht. Bei einer Innenbereichsver-
dichtung wird es regelméBig erforderlich die Blockrandbebauung in die Planung einzustel-
len, um nachbarrechtliche Belange, wie Abstandsflichen, Bebauungsdichte, Belichtung
und Verkehrsldrm abwégen zu konnen.

9. Bei der Strae Lohplatz handelt es sich um eine reine Anliegerstraf3e, da sie als Sackgasse
jeden Durchfahrtsverkehr ausschlie3t. Sie ist mit einer Breite von 5,50 m bis 6,00 m fiir ei-
ne solche angemessen dimensioniert. Mischprofile (Ausbau ohne Biirgersteig) sind in sol-
chen Straen nicht uniiblich. An der Strale Lohplatz befinden sich in der Mehrzahl Einfa-
milienhdusern mit Garagen oder Stellpldtzen auf eigenem Grundstiick. Fiir Géste ist ausrei-
chend Parkraum im oOffentlichen Raum vorhanden. Gegenseitige Riicksichtsnahme kann
der Anliegergemeinschaft zugemutet werden.

10. Die Aussage, die Infrastruktur in Sand und im Bergisch Gladbacher Stadtgebiet sei nicht
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fiir die geplante Bebauung ausgelegt, ist fachlich nicht nachvollziehbar. 4 Wohnhduser mit
maximal 21 moglichen Wohnungen und dem daraus resultierenden Verkehr sind nicht ge-
eignet die Infrastruktur von Sand oder gar Bergisch Gladbach zusammenbrechen zu lassen,
sondern im Gegenteil, in Sand werden zurzeit Wohnbaufldchen entwickelt, um die vorhan-
dene soziale Infrastruktur (Grundschule, Kindergarten) nachhaltig auszulasten. Zusétzlich
ist es Ziel der Stadtplanung fiir Sand eine Nahversorgung zu sichern. Dies kann jedoch nur
mit einer entsprechenden Bevdlkerungszahl gelingen. Mit der Ansiedlung eines Verbrau-
chermarktes im Bereich der Sander Kirche zeigen sich erste Erfolge, die gilt es durch das
Angebot weiterer Baufldchen zu sichern.

Mit Schreiben vom 26.08.04 wurden die Triger offentlicher Belange gem. §3Abs.2 BauGB von der
offentlichen Auslegung des BP Nr.3351 -Lohplatz- unterrichtet und am 15.09.04 die Fachaufgaben
innerhalb der Verwaltung {iber die Auslegung informiert.

Die eingegangenen Schreiben sind den Fraktionen in Kopie zugegangen.

T1

T-Com, Postfach 10 07 09, 44782 Bochum
mit Schreiben vom 09.09.04

T2

Kurzfassung:

Es wird empfohlen zur Unterbringung der Telekommunikationslinien einen Gehweg oder einen
ausreichend breiten, unbefestigten Randstreifen auf einer Stralenseite mit Leitungszone in einer
Breite von 0,30m vorzusehen.

Stellungnahme des Biirgermeisters:

Der Bebauungsplan setzt lediglich die Art der Nutzung, im vorliegenden Fall ,,6ffentliche Ver-
kehrsflache* fest. Gestaltungsdetails sind Aufgabe der Ausbauplanung. Das Schreiben wurde an
den ErschlieBer weitergegeben.

Bezirksregierung Koln, Kampfmittelriumdienst, 50606 Koln
mit Schreiben vom 31.08.04

T3

Kurzfassung:

Es liegen Hinweise auf das Vorhandensein von Bombenblindgdngern / Kampfmittel vor. Von
der Umsetzung der MaBnahme ist der Kampfmittelrdumdienst mindestens 3 Monate vorher zu
beteiligen. Hierzu sind vorzulegen: eine Betretungserlaubnis und die Versorgungsleitungspline
weiterhin sind die Flachen von Bewuchs freizustellen.

Stellungnahme des Biirgermeisters:
Der Hinweis wurde in den Textteil des Bebauungsplans aufgenommen.

GEW RheinEnergie AG, 50606 Koln
mit Schreiben vom 18.10.04

Kurzfassung:

Auf der FuBwegtrasse zwischen der Planstra3e und der Stralle an der Lohe wird eine Trasse von
Im Breite flir Kabel- und Rohrleitungslegungen bendtigt. Es wird angeregt in die Begriindung
zum BP einen solchen Hinweis aufzunehmen.
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Stellungnahme des Biirgermeisters:

Der Fuf3- und Radwegeverbindung zwischen dem Plangebiet und der Strale An der Lohe ist als
offentliche Verkehrsfliche ausgewiesen, so dass die Verlegung von Versorgungsleitungen gesi-
chert ist. Die genaue Lage der Leitungen wird im Rahmen der Tiefbauplanung mit den Versor-
gungstrigern abgestimmt und wird Bestandteil des ErschlieBungsvertrages zum Bebauungsplan
sein.

Rheinisch-Bergischer Kreis, Planung und Landschaftsschutz, Postfach 200450, 51434
Bergisch Gladbach
mit Schreiben vom 14.10.04

Kurzfassung:

Es wird angeregt

von der Unteren Landschaftsbehorde

1. das anfallende Regenwasser im Plangebiet soweit zuriickzuhalten, dass die Einleitungsstel-
len der Regenwasserkanile in die FlieBgewisser nur in einer gewésserdkologischen ver-
traglichen Weise belastet werden,

2. den noch extern erforderlichen Ausgleich im ndheren Umfeld des Plangebietes vorzusehen,

von der Wasser-, Abfallwirtschaft und des Bodenschutzes

3. zu priifen, ob die wasserrechtliche Erlaubnis das Niederschlagswasser aus dem BP beinhal-
tet. Ansonsten ist die ErschlieBung nicht als gesichert anzusehen,

von der Kreisstrafienbau- und Unterhaltung, OPNV und Verkehr

4. im Wendehammer die Unfallverhiitungsvorschriften fiir die Miillbeseitigung zu bertick-
sichtigen,

5. bei einer Strallenbreite von 5,5 m kein Parken mehr zuzulassen,

6. den FuBweg zwischen der Planstra3e und der Strafle an der Lohe auch als Radweg auszu-
weisen.

Stellungnahme des Biirgermeisters:

1. Bei der ErschlieBung neuer Baufldchen gilt aufgrund der Regelung des §51a Landeswas-
sergesetz seit dem 01.01.96 der Vorrang der ortsnahen Niederschlagswasserbeseitigung
(Versickerung), sofern dies ohne Beeintrichtigung des Wohls der Allgemeinheit moglich
ist. Um die Versickerungsfahigkeit der Boden im Plangebiet beurteilen zu konnen, wurde
im November 2002 - Juni 2003 ein Gutachten von der Firma GEOS GmbH erstellt. Nach
Aussagen des Gutachters ist eine ortsnahe Versickerung nicht mdglich. Das Nieder-
schlagswasser wird der 6ffentlichen Kanalisation zugefiihrt.

Die Notwendigkeit einer ortlichen Riickhaltung wird im Rahmen der Tiefbauplanung mit
den zustdndigen Behorden abgestimmt. Einzelheiten regelt der stddtebauliche Vertrag.

2. Das Baugesetzbuch ldsst im § 1a Abs. 3 ausdriicklich ein Ausgleich auch an anderer Stelle
als am Ort des Eingriffes zu. Die Stadt Bergisch Gladbach unterhilt zu diesem Zweck ein
Okokonto. Aus diesem wurde dem BP Nr.3351 -Lohplatz- die MaBnahme ,,Pflege, Ent-
wicklung und Extensivierung einer Wiesenfliche* als Teil des Kompensationsflachenkon-
zeptes fiir die Grube Weill zugeordnet. Die Mallnahme ist bereits durchgefiihrt und wird
durch diese Zuordnung im Nachhinein finanziert. Sie ist mit der Bezirksregierung Koéln und
der Unteren Landschaftsbehorde abgestimmt. Insofern ist die fachliche Eignung der Mal3-
nahme als AusgleichsmaBBnahme unstrittig.

3. Im Rahmen der Tiefbauplanung wurde die Einleitung des Niederschlagswassers in den Re-
genwasserkanal mit der Stadt Bergisch Gladbach abschlieend geklért. Einzelheiten regelt
der stadtebauliche Vertrag.
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4. Die Wendeanlage der inneren ErschlieBung des Plangebietes ist entsprechend den Vor-
schriften der EAE 85/95 auch fiir dreiachsige Miillfahrzeuge ausgelegt und mit den zustin-
digen Behdrden abgestimmt. Einzelheiten regelt der stidtebauliche Vertrag.

5. Der Bebauungsplan sieht 6ffentliche Stellpldtze unabhédngig vom Straf3enprofil vor.

6. Nach der Uberarbeitung der Planung setzt der Bebauungsplan als Verbindung zur Strafe
An der Lohe einen FuB3- und Radweg fest.

F1 Stadt Bergisch Gladbach, Fachbereich 7, Abwasserwerk
mit Schreiben vom 17.09.04

Kurzfassung:

1. Alle 6ffentlichen Stra3en im Plangebiet sind an die vorhandene Schmutzwasserkanalisation
in der Strae Lohplatz anzuschlief3en.

2. Da laut Gutachten eine Versickerung im Plangebiet nicht moglich ist, muss das anfallende
Niederschlagswasser in den vorhandenen RW-Kanal abgeleitet werden.

3. Uber die Einleitung in den SW- und RW Kanal sind Absprachen mit der Stadt Bergisch
Gladbach erforderlich.

Stellungnahme des Biirgermeisters:

Im Rahmen der Tiefbauplanung wurden sowohl der Anschluss der Verkehrsflichen an die
Schmutzwasserkanalisation als auch die Ableitung des Niederschlagswassers abschlieBend mit
der Stadt Bergisch Gladbach geklért. Einzelheiten regelt der stadtebauliche Vertrag.

F2 Stadt Bergisch Gladbach, Fachbereich 7, Verkehrsfliichen
mit Schreiben vom 05.10.04

Kurzfassung:
1.  Zumindest im Bereich der offentlichen Stellplétze ist eine Fahrbahnbreite von 6,50m erfor-
derlich.

2. Der Wendehammer ist in Bezug auf die Vorgaben der BAGUYV iiberdimensioniert.

3. Um Baulasten zu vermeiden sollten die Uberhangflichen des Wendehammers in die Ver-
kehrsflache integriert werden.

4. Die StraBenplanung ist mit der Stadt Bergisch Gladbach abzustimmen.

Stellungnahme des Biirgermeisters:

Nach der 1. Offentlichen Auslegung wurde im Besonderen die Verkehrsplanung iiberarbeitet.
Zwar wurde die Stralenbreite von 5,50m beibehalten, die offentlichen Stellplidtze wurden je-
doch auBerhalb des eigentlichen Straenprofils festgesetzt. Der neue Wendehammer ist entspre-
chend den Vorschriften der EAE 85/95 auch fiir dreiachsige Miillfahrzeuge ausgelegt. Die U-
berhangflachen wurden in den Wendehammer integriert. Der aktuelle Entwurf wurde anhand
der Ausbauplanung mit der Stadt abgestimmt. Einzelheiten regelt der stadtebauliche Vertrag.

Zull

Nach der offentlichen Auslegung und nach Abwigung der eingegangenen Bedenken und Anregun-
gen wurde der BP Nr.3351 -Lohplatz- iiberarbeitet und im wesentlichen wie folgt geéndert:



Planzeichnung
Streichung der Flache fiir Gemeinschaftsgaragen
Verlagerung der privaten Stellplédtze entlang der 6ffentlichen Verkehrsflidche
Ausweisung von vier 6ffentlichen Stellplidtzen auflerhalb des eigentlichen StraBBenprofils
Anpassung der Wendeanlage an die Tiefbauplanung
Uberhangflichen der Wendeanlage werden in die StraBenverkehrsfliche integriert
Anderung des FuBweges in einen Rad- und FuBweg
Flache des Kinderspielplatzes wurde der Stralenplanung angepasst und auf ca. 100 m2 erweitert
Geringfligige Verlagerung des westlichen und 6stlichen Baufensters im Innenbereich
Bauweise wird als offene festgesetzt
Festsetzung der Dachneigung entfdllt im Nutzungskreuz (nur noch im Text)

Textliche Festsetzungen
Spezifizierung der Festsetzung beziiglich der maximal zuldssigen Wohnungszahl je Wohngebaude
Streichung der Gemeinschaftsstellplitze; es werden nur noch Stellplitze festgesetzt
Bauweise wird als offene festgesetzt
offentlichen Stellpldtzen werden als Verkehrsflache mit der Zweckbestimmung 6ffentliche Park-

flache festgesetzt

Festsetzungen fiir Maflnahmen zum Ausgleich von Eingriffen in Natur und Landschaft gem. § 9
Abs.la in Verbindung mit § 135a Abs. 2 BauGB werden entsprechend der Planung angepasst
nachrichtlicher Hinweis beziiglich der 6ffentlichen Stellpldtze entfallt
nachrichtlicher Hinweis fiir den Denkmalschutz wird aufgenommen

Uberarbeitung der Umweltvertriglichkeitspriifung / Ausgleichsmafinahme

Die Planiinderungen machten eine Uberarbeitung der Umweltvertriglichkeitspriifung erforderlich.
Die 2. Ergdnzung der Umweltvertriglichkeitspriifung erstellt von der Gesellschaft fiir Umweltplanung
und wissenschaftliche Beratung vom Mirz 2005 ist den Fraktionen in Kopie zugegangen.

Die Gesamtbilanz weist ein Defizit von 7.820 Okopunkten auf (zur 1. &ffentlichen Auslegung 7.597
Punkte). Der durch den BP Nr.3351 -Lohplatz- bedingte Eingriff in Natur und Landschaft wird nicht
im Plangebiet ausgeglichen. Vielmehr erfolgt ein externer Ausgleich. Aus dem Okokonto der Stadt
Bergisch Gladbach wird dem Bebauungsplan anteilig die Pflege und Entwicklung sowie die Extensi-
vierung einer Wiesenfldche im Ausgleichsgebiet Grube Weil3, Bensberg-Honschaft, Flur 4, Flurstiick-
nummer 3233 zugeordnet.

Die Verwaltung empfiehlt, wegen der Vielzahl der Anderungen und nicht zuletzt der geiinderten
Erschliefungssituation, eine erneute 6ffentliche Auslegung durchzufiihren.

Eine Planverkleinerung, die textliche Festsetzungen und die Begriindung des BP Nr.3351 -
Lohplatz- sind als Anlage 1-3 der Vorlage beigefiigt.

Anlagen

<@

-10-



	Stadt Bergisch Gladbach 
	Öffentlich
	Nichtöffentlich
	Tagesordnungspunkt 
	 Zu I 
	T3 GEW RheinEnergie AG, 50606 Köln 
	T4 Rheinisch-Bergischer Kreis, Planung und Landschaftsschutz, Postfach 200450, 51434 Bergisch Gladbach 
	  mit Schreiben vom 14.10.04 
	 F1 Stadt Bergisch Gladbach, Fachbereich 7, Abwasserwerk 
	  mit Schreiben vom 17.09.04 
	F2 Stadt Bergisch Gladbach, Fachbereich 7, Verkehrsflächen 
	  mit Schreiben vom 05.10.04 
	Zu II 

	 
	 
	Anlagen 



